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Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freunde,


anbei sende ich Ihnen/ Dir meinen Infobrief anlässlich der vergangenen Sitzungswoche
des Deutschen Bundestages.




Themen der Woche:



Meine Meinung zur Nationalen Sicherheitsstrategie der Bundesregierung
Was lange währt, wird endlich gut? Die Ampel bringt das GEG in den Bundestag ein
175 Jahre Deutsche Marine und Tag der Bundeswehr
Irak I: "Stephanuskreis" der Unionsfraktion thematisiert aktuelle Lage im Irak
Austausch mit dem Deutschen Roten Kreuz
Irak II: Irakische Delegation im Bundestag
ZIF-Aufsichtsrat tagt in Berlin
Gute Nachricht, Enttäuschung und Zitat der Woche
Zahl der Woche
Praktikant Tobias Müller hat sich verabschiedet
Neuer Praktikant: Simon Leuber



Ihr/ Dein Markus Grübel MdB
Abgeordneter des Wahlkreises Esslingen

   

     

 

  Meine Meinung zur Nationalen
Sicherheitsstrategie der Bundesregierung
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Von Anfang an lief das Projekt Nationale Sicherheitsstrategie nicht rund. Im
Koalitionsvertrag hatten die regierenden Parteien aus SPD, FDP und GRÜNEN vereinbart,
innerhalb des ersten Regierungsjahres, also bis Ende 2022, eine Nationale
Sicherheitsstrategie vorzulegen. So sollten die Herausforderungen unserer Zeit klar
definiert und unsere Sicherheitspolitik damit in Einklang gebracht werden. Mit einem
halben Jahr Verspätung wurde nun diesen Mittwoch das Dokument vorgestellt. Zuletzt
sollte die Strategie im Februar, zur diesjährigen Münchner Sicherheitskonferenz
vorgestellt und diskutiert werden. Die Ampel-Koalition hatte aber auch diese Marke
deutlich gerissen.


Ein großes Manko: Nationale Sicherheitsstrategie – ja, Nationaler Sicherheitsrat – nein.
Ein institutionalisiertes Gremium würde der strategischen Kultur Deutschlands guttun
und hätte dieser Strategie Nachdruck für die Umsetzung verleihen können. Die
CDU/CSU-Fraktion setzt sich schon länger für eine solche Institution ein, jetzt wäre die
Zeit reif gewesen. Die "Dauerstreit-Koalition" konnte sich aber auch bei diesem Thema
erneut nicht auf einen gemeinsamen Nenner einigen. Im Zentrum des Streits stand die
Frage der Kompetenzen, also bei welchem Ressort der Rat angesiedelt sein sollte. Für
mich klar eine verpasste Chance! Statt nur Worte in einem Strategiedokument, hätten
hier konkrete Maßnahmen für die Umsetzung folgen müssen. Dass Kompetenzgerangel
im Zweifel auf Kosten unserer nationalen Sicherheit geht, lässt tief blicken. Auch wenn
bei der Vorstellung seitens der Regierung Einigkeit demonstriert werden sollte, ist klar,
dass es im Vorfeld zu dieser Frage im Hintergrund gebrodelt hat.




Auch die Frage der Finanzierung wird nicht beantwortet. Bundeswehr und Zivilschutz
stärken? Auf jeden Fall! Resilienz der Lieferketten steigern? Sehr gut! Aber wo ist das auf
einer strategischen Ebene mit Geld hinterlegt? Der langen Wünsch-dir-was-Liste aus
Handlungsfeldern fehlt es hier an finanzieller Unterfütterung. Ohne diese bleibt das
Genannte wünschenswert, aber in letzter Konsequenz leider unglaubwürdig, da im
Haushalt an allen Ecken und Enden gespart werden muss. Wie mit einem Weniger an
Geld ein Mehr an Sicherheit einhergehen soll, darüber lässt die Ampel-Koalition die
Bevölkerung im Unklaren. 


Als konkretes Beispiel darf ich hier auf das Dauerthema Zwei-Prozent-Ziel der NATO
verweisen. Hier bleibt die Sicherheitsstrategie hinter den Versprechungen des
Bundeskanzlers Olaf Scholz (SPD) aus seiner Zeitenwende-Rede vom 27. Februar 2022
zurück. Die Regierung bleibt darüber hinaus jede Erklärung schuldig, wie das Ziel in
dieser Legislaturperiode und nach dem Ende des Sondervermögens erreicht werden soll.
Das wirkt ambitionslos und sendet ein falsches Signal. „Das ist schon mal eine Panne
mit Ansage“, bringt es unser außenpolitischer Sprecher Jürgen Hardt (CDU/CSU) in der
Plenardebatte am Freitag auf den Punkt.




Auch weitere wichtige (Teil-)Strategien lassen auf sich warten. Die schon länger
angekündigte Chinastrategie des Auswärtigem Amtes wäre ein wichtiges ergänzendes
Dokument. Dieses sollte ebenfalls schon längst vorliegen.




Für mich steht fest: Unsere Sicherheit muss uns etwas wert sein! Dafür stehen wir als
CDU/CSU. Dass Deutschland endlich eine eigene Nationale Sicherheitsstrategie hat und
sich seiner eigenen Interessen bewusst wird, ist zunächst zu begrüßen. Das vorgelegte
Dokument bleibt aber in zu vielen Aspekten hinter den Erwartungen zurück. Ich stimme



mit unserem Fraktions- und Parteivorsitzenden Friedrich Merz überein, wenn er sagt:
„Was wir jetzt hier vorliegen haben als nationale Sicherheitsstrategie ist inhaltlich blutleer,
strategisch irrelevant, operativ folgenlos und außenpolitisch unabgestimmt.“


Zusammenfassend lässt sich feststellen: Zu wenig Abstimmung auf transatlantischer
sowie auf EU- und Länderebene. Ein Sammelsurium an Phrasen, die schon bekannt
waren. Den integrierten Sicherheitsansatz auf 74 Seiten unterzubringen, stellt nicht mehr
als einen ersten Versuch dar. Selbst aus Reihen der an der Regierung beteiligten Parteien
wird kritisiert, es handele sich mehr um eine Sicherheitsbroschüre als eine
Sicherheitsstrategie.

     

 

  Was lange währt, wird endlich gut? Die Ampel
bringt das GEG in den Bundestag ein
 
Nachdem bereits seit Wochen hitzig sowohl innerhalb der Ampel-Koalition, zwischen den
Bundestagsfraktionen als auch in der Öffentlichkeit über die Änderung des
Gebäudeenergiegesetzes (GEG) diskutiert wurde, hat die Bundesregierung ihre
Gesetzesänderung nun am Donnerstagmorgen in den Bundestag eingebracht.
Ungewöhnlich an dem bisherigen Verfahren war, dass bereits so ausgiebig über eine
Gesetzesänderung diskutiert wurde, bevor diese überhaupt, gestern, in 1. Lesung in das
Plenum des Bundestages eingebracht wurde. Noch ungewöhnlicher war, dass die FDP-
Minister den Gesetzentwurf ihres Kollegen Habeck (Wirtschaft und Klimaschutz) und
ihrer Kollegin Geywitz (Wohnen und Bauwesen) erst im Kabinett gebilligt, ihn kurz darauf
aber öffentlich massiv kritisiert haben. 




Doch was sind nun die Neuerungen des neuen Gesetzes, die sich vor allem die Freien
Demokraten auf die Fahnen schreiben?


In so genannten Leitplanken haben sich die Fraktionen von SPD, GRÜNEN und FDP am
Dienstag auf die folgenden wichtigsten Punkte geeinigt:




- Das GEG soll mit der so genannten Kommunalen Wärmeplanung verzahnt werden,
welche „der zentrale Bezugspunkt für verpflichtende Maßnahmen im Bestand“ werden
soll. Solange eine Wärmeplanung in einer Stadt oder Gemeinde noch nicht vorliegt,
gelten die GEG-Regelungen zum Heizungstausch noch nicht.
- In Neubaugebieten gelten die Regelungen des GEG unmittelbar ab dem 01.01.2024.


- Ab dem 01.01.2024 dürfen bei Neubauten nur noch dann Gasheizungen eingebaut
werden, wenn diese auf Wasserstoffbetrieb umrüstbar sind.


- Sofern eine Kommunale Wärmeplanung vorliegt, die ein CO2-neutrales Gasnetz
vorsieht, können auch auf Wasserstoff umrüstbare Gasheizungen eingebaut werden. 


- Sieht die Wärmeplanung in einer Stadt oder Gemeinde kein klimaneutrales Gasnetz vor,
dürfen Gasheizungen nur dann weiter eingebaut werden, wenn sie zu 65 Prozent mit
Biomasse oder nicht-leitungsgebundenem Wasserstoff betrieben werden.
- Ab dem 01.01.2024 darf der Verkauf von Gasheizungen nur noch dann stattfinden,
wenn eine vorherige Beratung erfolgt ist, die auf mögliche Auswirkungen der
kommunalen Wärmeplanung und eine potenzielle Unwirtschaftlichkeit der neuen
Heizung verweist.

 

 



- Beim Umstieg auf klimaneutrale Heizungssysteme sollen alle Technologien
gleichbehandelt werden. Das heißt, auch Holz- oder Pelletheizungen können eingebaut
werden, da diese die 65-Prozent-Vorgabe erfüllen. Jedoch sollen „Fehlanreize“ vermieden
werden.


- Oben genannte 65-Prozent-Regelung soll sowohl für Neu- als auch für Bestandsbauten
gelten.


- Mieter sollen nicht über Gebühr belastet werden, Vermietern sollen Anreize geboten
werden, um in moderne Heizungssysteme zu investieren.


- Es soll keine Überforderung von Haushalten in Bezug auf Neuinvestitionen geben. Zu
diesem Zweck soll eine Bundesförderung aus dem Klima- und Transformationsfonds
erfolgen. Die einzelnen Bedürfnisse der Menschen und soziale Härten sollen
berücksichtigt werden.




Was das Verfahren betrifft, so ist es aus Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
fragwürdig, dass die Ampel ihren (alten) Gesetzentwurf vom 17.05.2023 – also ohne die
oben genannten Änderungen – zur 1. Lesung in den Bundestag einbringt. Die Koalition,
und vor allem DIE GRÜNEN, scheint getrieben zu sein vom Willen, die Gesetzesänderung
unbedingt noch vor der Sommerpause durch den Bundestag zu bekommen. Ohne dass
ein objektiver zeitlicher Druck vorherrscht, müssen die Abgeordneten nun über etwas
beraten, was ihnen noch nicht vorliegt.




Was den Inhalt anbelangt, so ist es natürlich gut, dass sich die FDP wenigstens in Teilen
durchsetzen könnte und, dass es nun – vermutlich – keine alleinige Fixierung auf das
Heizsystem der Wärmepumpe mehr geben soll. Jedoch könnte es gemäß der
Formulierung, dass „Fehlanreize zu vermeiden sind“, durchaus sein, dass am Ende doch
wieder große Einschränkungen beim Heizen mit Holz und Wasserstoff stehen werden.
Redner der GRÜNEN haben dies in der Debatte am Donnerstag bereits angedeutet.


CDU und CSU hingegen setzen auf das marktwirtschaftliche „Leitinstrument“ einer
konsequenten CO2-Bepreisung bzw. den Emissionshandel. Im Europäischen Parlament
seien es maßgeblich CDU und CSU gewesen, die für eine Ausweitung des Europäischen
Emissionshandels auf fast alle Bereiche gesorgt hätten, so der stellv. CDU-Vorsitzende
Andreas Jung MdB. In Deutschland gibt es bereits seit 2021 einen nationalen
Emissionshandel für die Bereiche Wärme und Verkehr, der von der damaligen
Bundeskanzlerin Angela Merkel und dem früheren Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier (beide CDU) durchgesetzt wurde. Wichtig sei jedoch, so Jung, dass es beim
Emissionshandel zwingend eine soziale Flankierung gäbe.

     

 

 

 

 

175 Jahre
Deutsche
Marine und
Tag der
Bundeswehr
 

Die Deutsche Marine ist
175 Jahre alt geworden.

 

 

https://www.bundeswehr.de/de/aktuelles/veranstaltungen-bundeswehr/tdbw-tag-der-bundeswehr-5519914


Am 14. Juni 1848 wurde die erste gesamtdeutsche Marine von Abgeordneten der
Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche gegründet. Der Begriff
„Parlamentsarmee“ war somit damals auf die Marine zutreffend.


Diese Woche fand in der Hessischen Landesvertretung ein Festakt anlässlich des
„Geburtstags“ der Marine statt, an dem auch Markus Grübel teilgenommen hat. Nach
kurzen Ansprachen der Bevollmächtigten des Landes Hessens beim Bund,
Staatsministerin Lucia Puttrich, sowie des Inspekteurs der Marine, Vizeadmiral Jan
Christian Kaack, hielt der evangelische Militärbischof Dr. Bernhard Felmberg die Festrede
zum Jubiläum.




Musikalisch umrahmt wurde die Veranstaltung vom Chor „Blaue Jungs“ der
Marineoperationsschule Bremerhaven. 


Am 17. Juni findet der Tag der Bundeswehr statt, in diesem Jahr wieder wie gewohnt
deutschlandweit und ohne pandemiebedingte Einschränkungen. Zehn
Bundeswehrstandorte öffnen an diesem Tag zwischen 09:00 und 18:00 Uhr ihre Türen,
um interessierten Bürgerinnen und Bürgern Einblick in den Kasernenalltag zu gewähren.
Außerdem besteht die Möglichkeit, mit den Soldatinnen und Soldaten ins Gespräch zu
kommen. 




In Baden-Württemberg beteiligt sich das ABC-Abwehrbataillon 750 „BADEN“ in Bruchsal
am Tag der Bundeswehr. Auch Markus Grübel wird die Gelegenheit nutzen und den
Standort Bruchsal besuchen. Für Markus Grübel sind die Soldatinnen und Soldaten der
Bundeswehr wichtiger Bestandteil der Gesellschaft, denn sie sorgen für die Sicherheit
der Menschen. Dafür gilt ihnen Dank und Respekt. Der Besuch einer Kaserne am Tag der
Bundeswehr ist ein Zeichen dieser Wertschätzung und Anerkennung.


Foto (v.l.n.r.): Kapitän zur See Jens Grimm (früherer Referent/ Adjutant von Markus
Grübel als Parl. Staatssekretär), Markus Grübel, Flottillenadmiral Andreas Czerwinski
(früherer Büroleiter und pers. Referent von Markus Grübel als Parl. Staatssekretär). 
Im Hintergrund der Chor "Blaue Jungs" der Marineoperationsschule Bremerhaven
 
 

 

 

  Informationen zum Tag der Bundeswehr am 17. Juni 2023 
 

 

 

 

     

 

  Irak I: "Stephanuskreis" der Unionsfraktion
thematisiert aktuelle Lage im Irak
 
Am Mittwoch fand erneut ein Treffen des so genannten Stephanuskreises der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion statt, an dem auch Markus Grübel teilnahm. Der Stephanuskreis, in
seiner Art einzigartig im Bundestag, nimmt die Themen weltweite Christenverfolgung
und Religionsfreiheit in den Fokus.




Diese Woche nun berichteten der ehemalige Bischof der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg Dr. Markus Dröge und David Müller von der ojcos-Stiftung über ihre
gemeinsame Irak-Reise im März dieses Jahres. Diese haben sie gemeinsam mit dem
Ökumenischen Rat Berlin-Brandenburg (ÖRBB) unternommen. 
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Da der IS im Irak enorm gewütet hätte, stelle der Wiederaufbau einen riesigen Kraftakt
dar, so Dr. Dröge und Müller. Im Zentrum des Austauschs mit über 30 Gesprächspartnern
vor Ort standen die dramatische Lage der einheimischen Christen sowie der
Gemeinschaft der Jesiden. Der Staat an Euphrat und Tigris sei weiterhin instabil, wobei
der Iran starken Einfluss auf nahezu alle Bereiche des politischen, wirtschaftlichen,
gesellschaftlichen und schiitisch-religiösen Lebens ausübe. Die Zahl der Christen im Irak
sei in den letzten Jahrzehnten dramatisch gesunken, von einst weit über einer Million auf
nur noch wenige hunderttausend. Mit den Christen sowie den Jesiden drohten nun zwei
Religionsgemeinschaften, die das Land historisch enorm geprägt hätten, weiter verfolgt
und marginalisiert zu werden. 


Aus diesem Grund bat Bischof em. Dr. Dröge die anwesenden Abgeordneten, dem
Thema der bedrohten Jesiden und Christen mehr Aufmerksamkeit zu schenken und ihm
eine größere Öffentlichkeit zu verschaffen. Dabei sollte das Leid der Christen und
Jesiden gemeinsam betrachtet werden und deutsche Politiker sollten bei ihren Besuchen
vor Ort ihre irakischen Kollegen zu einem stärkeren Minderheitenschutz auffordern. In
dieser Hinsicht sei insbesondere der Besuch von Außenministerin Annalena Baerbock
(GRÜNE) vor einigen Monaten im Irak enttäuschend gewesen, da sie lediglich auf die
Situation der Jesiden eingegangen sei. 




Doch es gab auch Positives von der Reise zu berichten: Einige junge
Architekturstudenten der katholischen Universität im Irak vermittelten Hoffnung für die
Zukunft mit der Devise: "Schöne Häuser machen friedliche Menschen." Ebenfalls
erfreulich ist, dass die CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stiftung als erste politische Stiftung
wieder zurück ist in Bagdad und dort ihre Arbeit wieder aufgenommen hat.

     

 

 

 

 

Austausch mit dem
Deutschen Roten Kreuz
 

Am Mittwochmorgen berichtete die
Präsidentin des Deutschen Roten Kreuzes
Gerda Hasselfeldt, ehemalige
Bundesministerin, Bundestagsvizepräsidentin
und langjährige Bundestagsabgeordnete, im
Reichstagsgebäude über die Arbeit ihrer
Organisation.


Die Auswirkungen des Angriffs Russlands auf
die Ukraine im Februar 2022 präge bis heute
auch die Arbeit des Deutschen Roten Kreuzes
maßgeblich, so Hasselfeldt. So habe sich
bereits am 1. März 2022, also nur wenige
Tage nach der russischen Invasion, ein erster
Konvoi mit fünf LKW und 88 Tonnen
Hilfsgütern vom DRK-Logistikzentrum in
Berlin-Schönefeld auf den Weg nach Polen, an

die Grenze der Ukraine, gemacht. Hierbei habe sich das DRK eng mit seiner polnischen

 

 



und ukrainischen Schwesterorganisationen abgestimmt. Mittlerweise unterhalte das
DRK zwei eigene Büros in der Ukraine, in Kiew und in Lwiw und helfe inzwischen
hauptsächlich bei der Gesundheitsversorgung in verschiedenen Teilen des
kriegsgeplagten Landes. So würden unter anderem Teile eines mobilen Krankenhauses
und Materialen für die gesundheitliche Erstversorgung zur Verfügung gestellt sowie der
Transport von besonders verwundbaren Personen, wie ältere oder behinderte Menschen,
durchgeführt.


Das DRK ist aber selbstverständlich auch und in erster Linie in Deutschland tätig. Dazu
gehört neben dem allseits bekannten Rettungsdienst auch der Einsatz bei Katastrophen
und Notlagen. So habe das DRK unmittelbar nach der verheerenden Flutkatastrophe im
Juli 2022 in Rheinland-Pfalz und NRW mit der Bereitstellung von Verpflegung,
Trinkwasser, Hygieneartikeln, medizinischer Versorgung, von vier mobilen Arztpraxen
und einer Notfallapotheke sowie von Bautrocknern und Warmluftgebläsen geholfen.
Doch auch nachdem inzwischen die Straßen wieder befahrbar sind und der
Wiederaufbau in vollem Gange ist, begleitet das Rote Kreuz die Menschen bei der
Bewältigung ihres nach wie vor schwierigen Alltags. Ein Schwerpunkt ist hierbei die
psychosoziale Betreuung.




Schließlich arbeitet das DRK auch im Bereich des präventiven Bevölkerungsschutzes und
hat hier beispielsweise das „Mobile Betreuungsmodul 5.000“ aufgebaut. Dabei handelt es
sich um eine weitgehend autark funktionierende temporäre Unterkunfts- und
Betreuungseinrichtung für bis zu 5.000 Menschen, die in Notlagen innerhalb kürzester
Zeit errichtet werden kann.




Als stellv. Vorsitzender der Deutsch-Ukrainischen Parlamentariergruppe des
Bundestages und als Abgeordneter, der mit dem DRK in seinem Wahlkreis seit vielen
Jahren in engem Kontakt steht, nahm auch Markus Grübel gerne an dem Gespräch teil.




Foto: DRK-Präsidentin Gerda Hasselfeldt und Markus Grübel

 

     

 

 

 

 

Irak II: Irakische
Delegation im
Bundestag
 

Zusammen mit anderen Unionsabgeordneten
des Verteidigungsausschusses hat Markus
Grübel am Mittwochnachmittag eine
hochrangige irakische Delegation, bestehend
aus Abgeordneten und Regierungsvertretern,
im Bundestag empfangen. Themen des
Austausches waren unter anderem die

Sicherheitslage im Irak sowie das Verhältnis zwischen der Zentralregierung in Bagdad
und der Region Kurdistan-Irak. Außerdem sprachen die irakischen Gäste ihren Dank aus
für die deutsche Unterstützung in der internationalen Anti-IS-Koalition.

 

 

 

     

 

 

 

 

 

 



ZIF-
Aufsic
htsrat
tagt in
Berlin
 

Am
Donnerstagvormittag tagte erneut der Aufsichtsrat des "Zentrums für Internationale
Friedenseinsätze (ZIF)" in Berlin. Als stellv. Vorsitzender des Gremiums nahm auch
Markus Grübel an der Sitzung teil. Vorsitzende des Aufsichtsrates ist Dr. Anna Lührmann,
Staatsministerin für Europa und Klima im Auswärtiges Amt.


Das Zentrum für Internationale Friedenseinsätze (ZIF) gGmbH wurde 2002 von
Bundesregierung und Bundestag gegründet, um internationale zivile Kapazitäten für
Krisenprävention, Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung zu stärken. Alleiniger
Gesellschafter ist die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Auswärtige Amt.
Das ZIF bringt sich als Kompetenzzentrum für Friedenseinsätze im Auftrag des
Auswärtigen Amts in verschiedenen Tätigkeitsfeldern ein. Es bietet Dienstleistungen und
Expertise im In- und Ausland rund um das Thema Friedenseinsätze „aus einer Hand“.


Copyright Foto: ZIF gGmbH
 
 

 

 

  Mehr über das ZIF 
 

 

 

 

     

 

 

 




Gute Nachricht der
Woche


Die Innenminister der EU-
Mitgliedsstaaten haben sich Ende
vergangener Woche auf einen
Kompromiss zu schärferen
Asylregeln für die EU verständigt.
Damit hat die Reform eine
wichtige Hürde auf dem Weg zur
Gültigkeit genommen. Geplant ist
vor allem ein restriktiverer
Umgang mit der Gruppe von
Migranten ohne Bleibeperspektive.
Verpflichtende Grenzverfahren an
der EU-Außengrenze hat die Union
schon lange gefordert, diese
sollen nun kommen. Antragsteller
ohne Bleibeperspektive sollen
direkt abgeschoben werden.


Die CDU/CSU-Bundestagfraktion
hat zu dem Thema in dieser

   
 

 




Enttäuschung der Woche


Bundesfinanzminister Christian
Lindner (FDP) hatte es aufgrund
des Streits innerhalb der Ampel-
Koalition monatelang nicht
hinbekommen, die so genannten
Eckwerte seines Entwurfs des
Bundeshaushalts 2024
vorzulegen. Die Eckwerte sind ein
grobes Gerüst der Ausgaben und
Einnahmen für das nächste Jahr,
das mit den anderen Ministerien
abgestimmt ist. Lindner sah sich
daraufhin gezwungen, seinen
Kabinettskollegen genaue
Vorgaben zu übermitteln, wieviel
sie in ihrem Ressort einzusparen
haben, um das 20-Milliarden-Loch
im Haushalt des nächsten Jahres
zu stopfen. 


Da sich der Bundesfinanzminister

   
 

 




Zitat der Woche


„Und das, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ist eigentlich
unerträglich für ein Industrieland
wie Deutschland, dass einfachste
Medikamente, Kinderhustensäfte,
Fiebermittel, Schmerzmittel nicht
verfügbar sind.“


Tino Sorge MdB,
gesundheitspolitischer Sprecher
der CDU/CSU-Fraktion im
Bundestag am 15.06.2023


Mit dieser Aussage traf Tino
Sorge in der Aktuellen Stunde am
Donnerstag zum Thema „Den
zunehmenden
Medikamentenmangel beseitigen
– Ursachen bekämpfen, Gefahren
abwenden und kurzfristige Abhilfe
schaffen“ im Bundestag den
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Woche einen eigenen Antrag in
den Bundestag eingebracht, um
bei der Reform die richtigen
Akzente zu setzen. Fazit: Die
Reform ist zwar ein Schritt in die
richtige Richtung, reicht aber
insgesamt nicht aus. CDU und
CSU fordern die Bundesregierung
auf, auch in den anstehenden
Trilog-Verhandlungen (zwischen
dem Rat, der EU-Kommission und
dem Europäischen Parlament) auf
ein Ergebnis zu drängen, das den
Prinzipien Humanität UND
Begrenzung gerecht wird und den
Kompromiss nicht weiter
aufzuweichen.

 

jedoch abermals nicht gegen
seine Ministerkollegen
durchsetzen konnte, hat er nun
seinen Chef, Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD), zu Hilfe gerufen.
Gemeinsam nehmen sie nun die
Ressortchefs von SPD, GRÜNEN
und FDP „ins Gebet“. Das
Unvermögen der Ampel, sich auf
die Grundlage aller politischen
Maßnahmen, nämlich den
nächsten Bundeshaushalt, zu
verständigen, „sagt alles“, wie die
„Passauer Neue Presse“ am
10.06.2023 schreibt und „belegt,
wie weit die Gemeinsamkeiten
ihrer Partner inzwischen erschöpft
sind“.


Die CDU/CSU-Fraktion hingegen
hat heute den Antrag
„Bundeshaushalt 2024 vorlegen –
Haushaltskrise abwenden“ in den
Bundestag eingebracht und
fordert darin die Ampel auf, noch
vor der parlamentarischen
Sommerpause einen
Regierungsentwurf für den
Bundeshaushalt 2024 vorzulegen.
Dabei dürfe die Schuldenbremse
nicht umgangen werden es
müssten klare Prioritäten bei den
Ausgaben gesetzt werden. Dazu
gehöre neben Einsparungen, z.B.
bei Stellen in den
Bundesministerien, auch das
Bekenntnis zum Zwei-Prozent-Ziel
der NATO. Denn eine weitere
Verbesserung der Ausstattung der
Bundeswehr zum Zwecke der
Landes- und Bündnisverteidigung
ist für die Union zurzeit wichtiger
denn je.

 

Nagel auf den Kopf. Diese fand
auf Verlangen der CDU/CSU-
Fraktion statt, um weiter Druck
auf die Ampel-Koalition
auszuüben, die viel zu lange bei
diesem wichtigen Thema untätig
geblieben ist.


Auch der aktueller Gesetzentwurf
der Ampel ist unzureichend und
wird die aktuellen und künftigen
Probleme nicht umfassend lösen.
Die Union ist daher bereits im
Januar 2023 tätig geworden und
hat einen eigenen Antrag in das
parlamentarische Verfahren
eingebracht ("Beschaffungsgipfel
jetzt einberufen –
Versorgungssicherheit für
Patientinnen und Patienten mit
Arzneimitteln gewährleisten" -
Drucksache 20/5216). Unsere
Initiative wurde von der Koalition
damals abgeschmettert.

 

     

 
 

Zahl der Woche
 

Als der Volksaufstand in der DDR am 17. Juni 1953
brutal niedergeschlagen wurde, war dies eine Zäsur
für die Freiheitsbestrebung der Bevölkerung im real
existierenden Sozialismus unter der SED. Eine
Million Menschen gingen an diesem Tag in über 700
Städten der DRR auf die Straße, verbunden mit
Forderungen nach dem Rücktritt der Regierung,
freien Wahlen und deutscher Einheit. Unter Einsatz
sowjetischer Panzer und Soldaten wurde dieses
Aufbegehren brutal niedergeschlagen. Mindestens
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55 Menschen wurden getötet.


Diesen Samstag jährt sich dieser historische Tag
der deutschen Geschichte zum 70. Mal. Zum einen
ruft uns dies das massive Unrecht in der
sozialistischen DDR in Erinnerung. Die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion nimmt dies zum Anlass, in
einem Antrag die Bundesregierung dazu
aufzufordern, diesem geschichtsträchtigen Tag
endlich einen würdigeren Platz in unserer
Gedenkkultur zu verschaffen. Die tragischen
Ereignisse dieses Tages und die daraus
resultierenden Mahnungen zu den Gefahren
autoritärer Staaten sollen in seiner Bedeutung in
unserem kollektiven Gedächtnis gestärkt werden.
Geplante Mahnmale zum Widerstand sollen zügig
umgesetzt werden, ebenso der Härtefallfonds für
Opfer der SED-Diktatur.




Darüber hinaus haben wir einen Antrag zur
Finanzierung der Forschungsverbünde zur DDR-
Forschung eingebracht. Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung plant, diese Mittel zu kürzen.
Für die CDU/CSU ist klar: Eine deutliche Kürzung
wäre ein verheerendes Signal. Die Aufklärung des
SED-Unrechts muss weiter vorangetrieben werden,
um gesellschaftspolitische Folgewirkungen besser
zu verstehen.

 
     

  

Praktikant Tobias Müller hat sich verabschiedet
 
Bereits am 26.05.2023 hat sich unser Praktikant im Berliner Büro, Tobias Müller aus
Wendlingen und zuletzt Student an der Universität Regensburg, verabschiedet. Wir
danken ihm sehr herzlich für seine exzellente fachliche Arbeit und das stets freundliche
und angenehme Miteinander. Ein besonderer Dank gilt Herrn Müller dafür, dass er
während der Corona-Erkrankung des wissenschaftlichen Mitarbeiters gemeinsam mit
der wissenschaftlichen Mitarbeiterin diesen Infobrief erstellt und verschickt hat. 


Markus Grübel und sein Team wünschen Tobias Müller für seinen weiteren Studien-,
Berufs- und Lebensweg alles Gute und Gottes Segen.

   

     

 

 

 

 

Neuer Praktikant: Simon Leuber
 

Mein Name ist Simon Leuber, ich bin 25 Jahre alt und komme gebürtig aus der Nähe von
München. Ich habe Politikwissenschaften an den Universitäten in Passau und Potsdam
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studiert und absolviere daran anknüpfend
gerade ein vierwöchiges Praktikum im
Berliner Abgeordnetenbüro von Markus
Grübel. 




Besonders seine fachliche Ausrichtung als
erfahrener Politiker im Bereich der Außen-
und Verteidigungspolitik macht die Zeit hier
für mich spannend. Ich freue mich sehr
darauf, einen tieferen Einblick in den
Bundestag als „Maschinenraum unserer
Demokratie“ zu erhalten und insbesondere die
praktische parlamentarische Arbeit von
Markus Grübel kennenzulernen.




Foto: Simon Leuber in der Halle des Paul-

Löbe-Hauses des Deutschen Bundestages
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